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Frau verliert Rechtsstreit – und Führerausweis
Eine Serbin ist trotz langer Erfahrungwieder Lernfahrerin. Das Bundesgericht gab den Luzerner Behörden recht.

Als sie in die Schweiz kam, be-
sass sie schon rund 15 Jahre
einen Führerausweis. Die Prü-
fung hatte sie in Serbien ge-
macht. Nach der Hochzeit mit
einem Schweizer lebte sie mit
ihm im Kanton Luzern, fuhr
hierzulandewährendeines Jah-
res Auto. Ohne Unfall, ohne
Busse – und dennoch darf sich
die Serbin künftig nicht mehr
ans Steuer setzen.Weil ihrwäh-
rend der Kontrollfahrt in einem
Kreisel einFehler unterlief, ver-
weigerte ihrdasLuzerner Stras-
senverkehrsamt den Schweizer
Führerausweis (unsere Zeitung
berichtete).

Den Entscheid wollte die
Frau nicht akzeptieren, sie
wandte sich mit einer Be-
schwerde ans Luzerner Kan-
tonsgericht. Weil ihr dabei der
Erfolg verwehrt blieb, zog sie
den Fall weiter ans Bundesge-
richt. Allerdings sind bei Fähig-
keitsprüfungen, zu denen auch
Kontrollfahrten zählen, Be-
schwerden in öffentlich-recht-
lichen Angelegenheiten ausge-
schlossen, weshalb sie einzig
eine subsidiäre Verfassungsbe-
schwerde einreichen konnte,

abermit der die Verletzung von
verfassungsmässigen Rechten
gerügt werden kann.

NichtalleAusländer
müssenzurKontrollfahrt
Ein Jahr dürfen Ausländer, die
inder Schweiz leben,mit einem
ausländischen Führerausweis
ein Auto lenken. Danach wer-
den sie zu einer Kontrollfahrt
aufgeboten. Es sei denn, sie
kommen aus einem jener Län-
der, die von der Pflicht ausge-
nommen sind. Neben den
EU-Staaten zählen unter ande-
remAustralien,Marokko,Tune-
sien und die USA dazu.

An dieser Unterscheidung
stört sich die Serbin. Sie sieht
dasDiskriminierungsverbot ver-
letzt, weil die Staatenliste des
Bundesamts für Strassen (Astra)
an die Herkunft der einzelnen
Personen anknüpfe. Das Bun-
desgericht hält diese Kritik für
unbegründet, wie aus dem
jüngst veröffentlichten Urteil
hervorgeht. Denn für die Län-
derliste sei nichtdieNationalität
der Autofahrer zentral, aus-
schlaggebend sei vielmehr,wel-
cher Staat den Ausweis ausge-

stellt hat. «Es sind somit auch
Schweizer und EU-Bürger zum
Absolvieren einer Kontrollfahrt
verpflichtet,wennsieübereinen
Führerausweis eines Staates
verfügen, der aufderLänderlis-
te nicht aufgeführt ist.»

Aufgelistet werden jene
Staaten,beidenendieBehörden
davonausgehen,dassdieAnfor-
derungen in Bezug auf Ausbil-
dungundPrüfungderFahrzeug-
lenker den hierzulande gelten-
den Vorgaben entsprechen. Ein
Unterscheidungskriterium, das
die Bundesrichter für rechtens
halten. Sie sind der Ansicht, die
Luzernerin könne nicht aufzei-
gen, warum Serbien ebenfalls
auf die Liste gehörte.

Daran ändert auch ihr Ein-
wand nichts, wonach in einigen
der aufgeführten Staaten die
Zahl der Verkehrstoten pro
100000Einwohnerhöher liege
als in ihrer Heimat. Die oberste
Instanz entgegnet, aus diesem
statistischen Wert liessen sich
kaumRückschlüsseaufdieQua-
lität der Ausbildung der Auto-
fahrer ziehen, weil diese von
zahlreichen weiteren Faktoren
abhänge.

ImUnterschied zur praktischen
Fahrprüfung kann die Kontroll-
fahrt nicht wiederholt werden –
trotz einschneidender Konse-
quenzen.Wer durchfällt, erhält
nicht nur keine Schweizer Fahr-
erlaubnis, er darf hierzulande
auchmit seinemausländischen
Führerausweis nicht mehr ans
Steuer.Der einzigeAuswegbie-
tet das zeitaufwendige und teu-
re ordentliche Verfahren.

Konkret heisst dies: Lern-
fahrausweis beantragen, Not-
helferkurs, Theorieprüfung so-
wie Verkehrskundeunterricht
absolvieren und am Ende die
praktische Prüfung bestehen.
DiesenWegmuss nun auch die
Luzerneringehen,wennsiewei-
terhinAuto fahrenwill; ihre Be-
schwerde wird vom Bundesge-
richt abgewiesen.

Bundesrichterweisen
Kritik zurück
Denn auch mit ihren anderen
Argumenten vermag sie die
obersten Richter nicht zu über-
zeugen. Die Serbin kritisiert,
dem Bundesamt für Strassen
hätte gar nicht erst die Aufgabe
zugewiesenwerdendürfen, jene

Staatenauszusuchenundaufzu-
listen,derenAngehörigevonder
Verpflichtung zur Kontrollfahrt
ausgenommenwerden. Stimmt
nicht, entscheidet das Bundes-
gericht. Das Astra könne den
Besitzern eines ausländischen
Führerausweises keine neuen
Pflichten auferlegen, sondern
lediglich einem Teil der Auto-
fahrer den Zugang zu einem
Schweizer Ausweis erleichtern.

AuchdieKritik,wonach sich
das Luzerner Kantonsgericht
beimUrteil allein aufdasProto-
koll desExpertengestützthaben
soll, weisen die Bundesrichter
zurück. Sie erinnerndaran, dass
die Frau nicht bestritten habe,
währendderKontrollfahrt einen
vortrittsberechtigtenFahrzeug-
lenker im Kreisel behindert zu
haben.Weil die Serbinmit ihrer
Beschwerde unterlegen ist,
muss siedieGerichtskostenvon
3000Franken bezahlen.
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